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Inſerate 


Erinnert Euch des Programms der deutſchen 
Fortſchrittspartei in Preußen! 


Jahre lang haben wir uns darüber beſchwert, daß 
in unſerem Staate alles geſunde Leben ſchlafen zu 
ehen ſcheine. Wo wir vorwärts gehen ſollten, da, jo 
hieß es, ſtehen wir ſtill oder gehen gar rückwärts. Da 
iſt nun in dieſem Sommer plötzlich der gewaltige Stoß 
gekommen, der in unſerem Verhältniß zu Deutſchland 


und zu dem ganzen übrigen Europa uns raſcher und | 


weiter vorwärts getrieben hat, als wir irgend erwarten 
konnten. Man hätte aber denken ſollen, daß nun auch 
alle friſchen Kräfte im Volke ſich regen, daß wir nun 
auch in allen inneren Verhältniſſen muthig vorwärts 
ſchreiten, und die Regierung raſtlos vorwärts treiben 
würden. . 

Wir hatten gemeint, es würde jeder im Volke 
begreifen, daß die mit ſo unendlichem Jubel begrüßte 
äußere Vergrößerung der preußiſchen Macht gar bald 
zum Unſegen werden und in die troſtloſeſte Ohnmacht 
uniſchlagen müſſe, wenn dieſer Staat nicht in ſeiner 
inneren Ordnung, in ſeiner inneren Verwaltung 
und Geſetzgebung zu neuem Leben ſich aufraffe. 

Leider nehmen wir von ſolcher Regſamkeit in der 
Regierung wenig und in gar vielen Kreiſen des Volkes, 
auch unter ſonſt freiſinnigen Männern, noch weniger 
wahr. Und doch find der Mängel fo viele und fo 
ſchwere, denen um ihrer ſelbſt und um unſeres eigenen 
Beſten willen zu jeder Zeit abgeholfen werden müßte, 
auch wenn wir mit der ganzen Welt im tiefſten Frieden 
lebten. Aber wir leben mit der Welt außerhalb Preu⸗ 
ßens ganz und gar nicht im Frieden. Nicht blos die 
abgeſetzten und die in den norddeutſchen Bund hinein⸗ 
gezwungenen oder vor der preußiſchen Uebermacht zittern- 
den Fürſten in dem Umfange des ehemaligen deutſchen 
Bundes warten mit ihren Schildträgern auf den Augen⸗ 
blick, wo ſie ſich an uns rächen können. Auch die 
Franzoſen rüſten ſich, um mit dieſen Fürſten und mit 
den Defterreichern vereint über uns herzufallen, ſobald 
ſie nur erſt ſtark genug und wir nach ihrer Meinung 
wieder ſchwach genug geworden ſind. Und ſchwach 


genug werden wir werden, wenn nicht vieles in unſerem 
Staate geändert wird. Denn was kann ein Volk und 
einen Staat mehr ſchwächen, als wenn Ackerbau, Ges 
werbe und Handel immerzu in den Banden veralteter 
Geſetze eingeſchnürt bleiben, wenn die Verwaltung von 
Kreis und Gemeinde immer auf den alten, längft aus⸗ 
gefahrenen Wegen dahin geht, wenn in manchen Kreiſen 
ein konſervativer Bückling mehr gilt, als die offenkun⸗ 
dige Tüchtigkeit eines ehrlichen Mannes? 

Wir ſprechen dabei nicht einmal von Uebeln, die 
etwa im März 1862 mit dem konſervativen Miniſterium 
ins Land eingezogen wären. Wir reden vielmehr von 
viel, viel älteren Gebrechen; wir reden von ſolchen 
Schäden, die auch das liberale Miniſterium von 1858 
während einer mehr als dreijährigen Regierung nicht 
einmal zur Hälfte und theilweiſe gar nicht hatte beſei⸗ 
tigen können. Gerade weil die altliberalen Miniſter, 
wie der Fürſt von Hohenzollern, wie Graf Schwe— 
rin, und der ſeitdem verſtorbene Herr v. Auerswald, 
nicht die Kraft hatten, um ihre guten Abſichten durch⸗ 
zuſegen, gerade darum trat ſchon am 9. Juni 1861 eine 
Anzahl freiſinniger Männer zuſammen und entwarfen 
ein Programm, das auch heute noch das Programm 
der deutſchen Fortſchrittspartei in Preußen iſt 
und an dem, wie wir überzeugt ſind, jeder wirklich 
freiſinnige Mann feſthalten wird, bis alle Forderungen 
la bis auf das letzte Titelchen erfüllt 
ſind. 

Nach dieſem Programm ſoll die ſtaatliche oder, wie 
man ſonſt auch ſagte, die weltliche Obrigkeit ſich ſtreng 
auf dem Gebiete halten, das ihr von Rechtswegen zu⸗ 
kommt; aber ſie ſoll auch nicht dulden, daß irgend eine 
andere Macht innerhalb des Landes in das ſtaatliche 
Gebiet hineindringe. Die ſtaatliche Obrigkeit, ebenſo 
wie die kirchliche, eine jede ſoll thun, was ihres Amtes 
iſt, nicht mehr und nicht weniger. Darum fordert das 
Programm „die Trennung des Staates von der Kirche.“ 
Der Staat ſoll nicht das Glaubensbekenntniß ſeiner 
Bürger prüfen, ſondern ſoll, ſo heißt es im Programm, 
dem Art. 12 der Verfaſſung gemäß, die Gleeichberech⸗ 
tigung aller Religionsgenoſſenſchaften mit allem Nach⸗ 


druck wahren. Auch fol er den Unterricht in der 
Religionslehre den kirchlichen Gemeinſchaften anheim⸗ 
ſtellen. Aber auch ihrer Seits ſoll die kirchliche Ge⸗ 
walt den Unterricht in weltlichen Kenntniſſen und Fertig⸗ 
keiten der Aufſicht und Leitung des Staates überlaſſen. 
Ferner et der Staat die kirchliche Trauung nicht hin⸗ 
dern; aber die kirchliche Obrigkeit ſoll auch nicht ver⸗ 
langen, daß der Staat eine Ehe nur mit ihrer Erlaub⸗ 
niß zulaſſe. Darum ſoll endlich, fo fordert das Pro⸗ 
gramm, der Art. 19 der Verfaſſung ausgeführt, 
vnde dog ee iH cDNA lelle 9. rdlich eve. 
werden. 

Ferner ſoll der preußiſche Staat auf dem ihm zu⸗ 
ſtehenden Gebiete ſich fo einrichten, daß er feinem wah⸗ 
ren Zwecke wirklich entſpricht. Er ſoll werden ein 
wirklicher „verfaſſungsmäßiger Rechtsſtaat“, ein 
ſolcher, in welchem „die Verfaſſung das unlösbare 
Band iſt, welches Fürſt und Volk zuſammenhält', und 
in welchem „die Regierung ihre Stärke in der Achtung 
der verfaſſungsmäßigen Rechte der Bürger ſieht.“ 

Weiter iſt ein verfaſſungsmäßiger Rechtsſtaat nur 
da vorhanden, wo dem Geſetze Jedermann ohne Unter⸗ 
ſchied der Perſon gleich unterthan iſt. Daher bedarf 
es in Preußen des endlichen Erlaſſes des in Art. 61 
der Verfaſſung verheißenen Geſetzes über die Verant⸗ 
wortlichkeit der Miniſter vor den Gerichten des Landes, 
und außerdem eines Geſetzes, welches ebenſo die Ver⸗ 
antwortlichkeit aller Beamten feſtſtellt. Aus demſelben 
Grunde verlangte das Programm der deutſchen Fort⸗ 
ſchrittspartei, daß nicht blos eine „abhängige Staats⸗ 
anwaltſchaft“, ſondern daß jeder preußiſche Staatsbür⸗ 
ge das Recht haben müſſe, von den Gerichten des 

andes die Unterſuchung und Beſtrafung von Verbrechen 

und Vergehen zu verlangen, mögen dieſelben von ein⸗ 
fachen Privatperſonen, oder auch von Beamten begangen 
fein. Es verlangte, daß „politiſche und Preßvergehen“ 
ihrer Natur und einer früheren Verfaſſungsbeſtimmung 
gemäß wiederum von Geſchworenengerichten abgeurtheilt 
werden. Es verlangte „wirklich unabhängige“ und 
nicht unter einem Disciplinargeſetz ſtehende Richter 
und überhaupt eine Rechtspflege, die „für Jedermann 
gleich zugänglich iſt.“ 

Doch zu einem Rechtsſtaat gehört noch viel mehr, 
als blos dies. Es ſoll nicht blos jeder zu dem Rechte 
kommen, das ein Richter ihm zuſprechen kann; ſondern 
Jedermann ſoll auch jedes Recht und damit jede Pflicht 
frei üben können, die ihm als einem zu vernünftiger 
Freiheit geſchaffenen Menſchen zuſtehen. Er ſoll ſeine 

eiſtigen und körperlichen Kräfte ungehindert benutzen 
önnen, um ſich ſein Brot erwerben und um zu dem⸗ 
jenigen Wohlſtande gelangen zu können, zu dem er na 

ſeinen perſönlichen Verheltniſſen und Eigenſchaften bei 
redlicher und verſtändiger Arbeit gelangen kann. Darum 
verlangte das Programm, daß der Staat Alles thue, 
was ihm obliegt, um die wirthſchaftlichen Kräfte des 
Landes von ihren alten Feſſeln zu befreien. Ferner 
ſind wir berechtigt, für unſere Jugend die nöthige Ge⸗ 
legenheit zu fordern, um gute und nützliche Kenntniſſe 


zu erwerben und ihren Verſtand in der beſten Weiſe 
auszubilden. Darum verlangte das Programm eine 
kräftige Hebung aller Schulen im Lande, beſonders aber 
der Volksſchulen. Und weiter verlangte es, was jeder 
ſelbſtbewußte Mann verlangen muß, die endliche 
„Herſtellung einer auf den Grundſätzen der Gleich be⸗ 
rechtigung und Selbſtverwaltung geſtützten Ge⸗ 
meinde⸗, Kreis⸗ und Provinzial⸗Ordnung, 
unter Aufhebung des ſtändiſchen Prinzips und der 
gutsherrlichen Polizei.“ 

ae ber Hefermgung des in unseren Staat und 
in unſere Zeit gar nicht mehr hineinpaſſenden ſtän⸗ 
diſchen Weſens wird aber auch die gegenwärtige Ge⸗ 
ſtalt des Herrenhauſes eine vollkommen hinfällige. 
Auch fordert das Programm ausdrücklich die vollkommene 
Umgeſtaltung dieſes Herrenhauſes, ſchon darum, weil 
daſſelde in ſeiner jetzigen Zuſammenſetzung ein unüber- 
ſteigliches Hinderniß für alle von uns angeſtrebten Ver⸗ 
N in unſerem Staats- und Gemeinweſen fein 
würde. 

Aber das Programm der Fortſchrittspartei hatte nicht 
blos unſere inneren Verhältniſſe im Auge. Es wußte 
ſchon vor länger als fünf Jahren, was damals die 
Gegner der Fortſchrittspartei auf das Heftigſte beſtritten, 
und zu deſſen Ausführung doch gar Viele von ihnen 
dem Grafen Bismarck ſpäter ſelbſt behülflich geweſen 
ſind. Das Programm wußte nämlich und ſagte es, daß 
Preußen nur dann zu gefeſtigter innerer Rechts⸗ 
ſicherheit und zu einer ſtetigen und befriedigenden 
Entwickelung aller ſeiner wirthſchaftlichen, wie ſittlichen 
und geiſtigen Aufgaben gelangen kann, wenn es durch 
entſprechende Machtvergröberun feine äußere Stellung 
in Deutſchland und Europa ſich ſichert. Es müßte, 
wenn nicht plötzlich, ſo doch allmälig zu Grunde gehen, 
wenn es nicht an wirklicher äußerer Macht noch viel, 
ſehr viel gewänne. Dieſer äußere Machtgewinn aber, 
ſagte das Programm, iſt nur möglich vermittelſt „einer 
fester Einigung Deutſchlands unter einer ſtarken Central⸗ 
gewalt in den Händen Preußens und durch eine 
gemeinſame deutſche Volksvertretung“. Um 
dieſe Stellung gewinnen zu können, verlangte das Pro⸗ 
gramm, daß Preußen ſich tüchtig mache zu einer „nach⸗ 

altigen Kriegsführung“, und zwar durch „Auf⸗ 
echte helhmg der Landwehr durch die allgemein ein⸗ 
zuführende körperliche Ausbildung der Jugend, durch 
erhöhte Aushebung der waffenfähigen Mannſchaft 
bei zweijähriger Dienftzeit und durch die größte 
Sparſamkeit für den Militäretat im Frieden“. Wenn 
die in Preußens und Deutſchlands Intereſſe gleich 
nothwendige Machtſtellung unſeres Staates „durch einen 
Krieg erlangt werden muß? dann, ſagte das Programm, 
„wird uns niemals ein Opfer zu groß ſein. 

Endlich wußten die Männer, welche am 9. Juni 
1861 das Programm unſerer deutſchen Fortſchrittspartei 
abfaßten, ſehr wohl: 

daß die Machterweiterung des preußiſchen Staates 
zwar durch die Waffen gewonnen, aber nur dadurch 
erhalten werden kann, daß dieſer preußiſche Staat 


zu einem Staate der Gerechtigkeit und ber Frei⸗ 
heit, daß er zu einem „verfaffungsmäßigen 
Rechtsſtaat“ entwickelt werde. 

Wir Alle aber müſſen bedenken, daß der Rechtsstaat 
nur geſchaffen werden kann durch ein weiſes und that⸗ 
kräftiges Volk. Nur ein ſolches vermag ſich auch eine 
weiſe und thatkräftige Regierung zu ſchaffen. 


Politiſche Wochenſchau. 
Preußen. Die offiiöfen Organe der Regierung thun 
ihr Möglichſtes, um jede Illuſion, als ob in den Regierungs⸗ 
kreiſen eine Meinungsverſchiedenheit darüber herrſche, daß die 
bis jetzt im Innern befolgte Politik beizubehalten fei, zu zer⸗ 
ſtören. Am entſchiedenſten tritt in dieſer Beziehung die letzte 
Provinzial-Korrespondenz auf, fie jagt: „Der innere Kampf der 
letzten Jahre bewegte ſich in ſeinem Grund und Weſen vor 
Allem um die Ae rechen der Heeresreform, darüber 
allein iſt der Streit um das Budget und um die Verfaſſung 
und der heftige Kampf auf allen Gebieten des öffentlichen 


Lebens, im Landtage und in der Preſſe, im Vereins weſen 


und in den ſtädtiſchen Korporationen entbrannt. Wer nun 
jetzt anerkennt, daß die Regierung ſich durch die Aufrechter⸗ 
haltung der Militär⸗Reorganiſation und durch die mit Hilfe 
derſelben errungenen Erfolge der äußeren Politik hohes Ver⸗ 
dienſt um das Vaterland erworben habe, der erkennt da⸗ 
mit auch thatſächlich und ſelbſtverſtändlich an, daß 
die Regierung wohl daran gethan habe, alle Mit. 
tel, die ihr Verfaſſung und Geſetz an die Hand 
gaben, nach gewiſſenhafter Ueberzeugung zu be⸗ 
nützen, um das große und ſegensreiche Werk des Königs, 
die Heereseinrichtungen, welche heute der Stolz Preußens 
und Gegenſtand der Bewunderung in ganz Europa ſind, im 
Rampfe gegen alle Widerſprüche und Hinderniſſe des Par⸗ 
teitreibens durchzuführen, bis eine Zeit beſſerer Erkenntniß 
in der Landesvertretung heranbräche“. Das heißt: wer die 
äußere Politik der Regierung billigt, der muß auch die innere 
Politik billigen, wer die Regierung in ihrer äußeren Politik 
unterſtützt, der muß fie auch in ihrer inneren unterſtützen. 

Wenn die Regierung auf ſolche Weiſe auf das Entſchie⸗ 
denſte jede Spaltung im Miniſterium in Abrede ſtellt, fo 
hegen wir nicht die geringſten Zweifel über die Richtigkeit 
diefer offtziöſen Mittheilungen. Wir glauben ganz ſicher, 
daß in den Regierungskreiſen augenblicklich Niemand die Ab⸗ 
ſicht hat, im Sinne der liberalen Partei zu regieren, aber 
wir ſind überzeugt davon, daß dieſer Zuſtand ſich täglich mehr 
als ein unhaltbarer zeigen wird. Wir halten eine prinzi⸗ 
pielle Verſchiedenheit der äußeren und inneren Politik auf 
die Dauer für unmöglich, und wir ſehen daher mit ſicherer 
Erwartung dem Tage entgegen, wo die Regierung einſieht, 
daß fie, nachdem fie in der äußeren Politik die Bahn einge ⸗ 
ſchlagen hat, welche zu den Zielen der liberalen Partei führt, 
auch im innern den Prinzipien der liberalen Partei voll ⸗ 
ſtändig Rechnung tragen muß, wenn ſie nicht alle Erfolge 
der äußeren Politik in Frage ſtellen will. - 

Dieſen Zeitpunkt möglichſt ſchnell herbeizuführen, das ift 
die Aufgabe des Volkes; es muß auf jedem 1 5 verfaſſungs 
mäßig zu Gebote ſtehenden Wege zeigen, daß es eine ſolche 
Wendung im Innern ernſtlich will, es muß zeigen, daß es 
nicht geſonnen iſt, der baldigen Erreichung der politiſch en 
Freiheit zu entſagen, um inzwiſchen die bürgerliche, wirth⸗ 
ſchaftliche und perſönliche Freiheit auszubauen. 

Das Wahlgeſetz zum Reichstage des norddeutschen 
Bundes wird auch in den annektirten Ländern in den nächſten 
Tagen erg werden. In Berlin hat ſich ein Gentral- 
Komite für dieſe Wahlen gebildet. 


In Berlin find bei der Nachwahl im 1. berliner Wahl 
bezirk die früheren Abgeordneten Jung und Richter ge- 
wählt worden. 

Norddeutſcher Bund. In Mecklenburg hat Herr 
Manecke⸗Duggenkuppel auf feinen in voriger Wochen⸗ 
ſchau mitgetheilten Antrag den Beſcheid erhalten, daß der 
engere Ausſchuß den Antrag nicht für geeignet halte, dem 
Landtage vorgelegt zu werden. Nach einem früheren Gut- 
achten des Syndieus der Ritterſchaft ſteht dem engeren Aus- 
ſchuß ein ſolches Recht nicht zu, und hat Herr Manecke auch 
gegen die Zurückweiſung feines Antrages proteſtirt. 

In Sachſen ſcheint die längere Abweſenheit des Königs 
ſehr befruchtend auf die Loyalität gewirkt zu haben, wenig- 
ſtens wollen die Freudenbezeugungen über die Rückkehr des 
Königs gar kein Ende nehmen. ER 

Süddeutſchland. In Stuttgart will eine Anzahl von 

ochachtbaren Männern zuſammentreten, um über die Kon⸗ 

0 18 des ſüddeutſchen Bundes zu berathen. Wir glau⸗ 
ben, daß ihre Bemühungen 1 ſein werden, denn die 
Erkenntniß von der e eit ſic. direkten Anſchluſſes 
an Preußen greift immer mehr um ſch. 

Heſerreig, Nahen Oeſterreich ſich Herrn v. Beuſt 
geholt hat, will es auch den früheren ſächſiſchen Kriegsmi⸗ 
niſter, Herrn v. Rabenhorſt 1 Derſelbe gehört 
u den entſchiedenſten Gegnern Preußens. 
Der ene ertlärt die Finanzlage Oeſterreichs 
für befriedigend. — Andere Leute ſind anderer Anſicht. 

Spanien. Die Stimmung des ganzen Volkes wird 
immer erregter; die ſtrengſten Maßregeln der ae 
feinen den Ausbruch einer Revolution nicht mehr aufhalten 
zu können. Eine Revolution würde die Vereinigung, der 

anzen Halbinſel unter dem Könige von Portugal zur Folge 
aben. 

Nord⸗Amerika. Die Wahlen find zu Gunſten der repu- 
blikaniſchen Partei ausgefallen; damit ſtürzen die letzten 
Hoffnungen der Sklavenhalter zuſammen. 


Neueſte Nachrichten. 


Die franzöſichen Kammern ſollen ſchon im Januar ein- 
berufen n und ſoll ihnen ſogleich der Reorgani⸗ 
ſationsplan der franzöſiſchen Armee vorgelegt wer⸗ 
den. — Man wünſcht dringend eine ſehr ſchnelle Annahme 
der Vorlage, da die ruſſiſchen Rüſtungen in Paris eine 
große Beſorgniß erwecken. 3 

Im Kirchenſtaat ſollen alle Waffen konfiszirt werden. 
Dann ſind die Bewohner der kleinen Orte ganz wehrlos den 
Banditen überliefert. 


Die Nothwendigkeit der Erhöhung der Gehälter 
5 der Volksſchullehrer. 

Wie von wohlunterrichteter Seite verſichert wird, will 
die Regierung dem Landtage auch ein Geſetz vorlegen, durch 
welches die Lehrer in den Volksſchulen, und zwar in erſter 
Linie die in den Dörfern, beſſer beſoldet werden ſollen. Wer 
aufmerkſam die vielen u. verfolgt hat, welche in biefer 
eziehung laut geworden find, der weiß, wie dringend noth- 
wendig ein ſolches Geſetz iſt. Wir glauben daher nicht, daß 
ſich irgend eine Stimme gegen eine ſolche Vorlage der Re- 

ierung erheben wird, es müßte denn ſein, daß dieſelbe die 

rwartungen, welche man hegt, nicht erfüllt, daß die Vor. 
ſchläge zur Verbeſſerung der Lage unſerer Schul- 
lehrer nicht durchgreifend genug ſind. 
Die Lehrer ſind diejenigen Perſonen, welchen das 
Volk das theuerſte anvertraut, was es beſitzt, näm⸗ 
lich ſeine Kinder; und von ihnen hängt es ab, ob bie 


ſelben zu eb bee Menſchen, zu guten Bürgern er⸗ 
zogen werden ſollen oder nicht. Iſt ein Lehrer ſo geſtellt, 
daß er feine ganze Kraft feinem Amte widmen kann, fo 
haben wir das volle Recht von ihm zu verlangen, daß er 
dieſe Aufgabe erfüllt; aber haken wir auch dieſes Recht, 
wenn ſeine Stellung eine ſolche iſt, daß er allerhand Neben⸗ 
verdienſt ſuchen muß, um ſich und ſeine Familie vor dem 
Verhungern zu ſchützen? Wir glauben nicht, denn einerſeits 
werden ſich in ſolchem Falle nicht wahrhaft befähigte Per- 
ſonen dem Lehrerſtande widmen, andererſeits können ſie nicht 
mit der nöthigen Freudigkeit und der nöthigen Geiſtesfriſche 
dem Lehreramte obliegen. Deshalb erſcheint es uns als 
eine dringende Mahnung, die Lehrer ſo zu ſtellen, 
daß ſie nicht mit Hunger und Elend zu kämpfen 
a ben. 
0 Vielleicht werden manche, Angeſichts der Gefahren welche 
unſerem Vaterlaude zu drohen ſcheinen, die Behauptung auf⸗ 
ſtellen, daß man in allen Zweigen der A 
müſſe, um nur die Vertheidigungskraft des Volkes 
zu erhöhen, aber wir glauben, daß das Geld, welches 
für die Verbeſſerung der Lage unſerer Volkslehrer 
ausgegeben wird, auch ausgegeben wird für die 
Erhöhung der Wehrfähigkeit unſeres Volkes. 
Jetzt, wo die eingetretene Ruhe uns erlaubt, die Reſul⸗ 
tate des glorreichen Krieges dieſes Sommers mit kritiſchem 
Blicke zu unterſuchen, und die Urſachen des Erfolges unſerer 
Waffen zu unterſuchen, jetzt tritt es klar zu Tage, daß 
nicht das Zündnadelgewehr es war, welches den Sieg ent⸗ 
ſchieden hat, ſondern die Intelligenz, welche in unſerem 


Heere groͤßer iſt, als in irgend einem Heere der Welt. Dieſe 
Intelligenz iſt nicht allein eine Folge des Inſtitutes der ein ⸗ 
jährigen Feelwilligen, durch welche in der preußiſchen Armee 
die höchſte Stufe der Bildung bis in die Reihen der ge⸗ 
meinen Soldaten getragen wird, ſondern fie ift ganz weſent⸗ 
lich eine Folge unſeres Volksſchulweſens, welches beſſer ift 
als in irgend einem europäiſchen Lande. Dieſen Vorrang 
unſeres Volksſchulweſens müſſen wir uns aber er- 
halten, und damit er anhaltend bleibe, müſſen wir das 
Gehalt der Lehrer erhöhen, denn die jetzigen Verhältniſſe 
geben einem Menſchen, der die Fähigkeiten beſitzt, die man 
von einem Volksſchullehrer verlangen muß, die Möglichkeit, 
fich auf andere Weiſe ein reichliches Einkommen zu ver- 
ſchaffen. b 

Wie ſehr man auswärts die Bedeutung der Volksbildung 
für die Wehrfähigkeit des Volkes erkannt hat, das geht aus 
den Maßregeln hervor, die man in Frankceich getroffen hat. 
Dort müſſen jetzt alle Soldaten, welche einen mangelhaften 
Schulunterricht genoſſen haben, nachträglich Leſen und 
Schreiben lernen, und diejenigen, welche Unteroffizier werden 
wollen, müſſen ſich noch größere Kenntniſſe aneignen. Aller- 
dings können ſolche Maßregeln immer nur unvollkommen die 
Nachtheile einer verſäumten Jugend- Erziehung verbeſſern, 
aber ſie ſollen uns doch eine Mahnung ſein, damit wir nichts 
verfäumen, um bei uns die Bildung des Volkes nicht nur 
auf der Stufe zu erhalten, auf der ſie ſich befindet, ſondern 
ſie wo möglich noch zu erhöhen. Das möge man bei der 
Berathung der Vorlage über die Erhöhung des Gehaltes 
der Volksſchullehrer wohl im Auge behalten. 


Au zeigen. 


20,000 Gulden baares Silbergeld, 


kann Jedermann gewinnen, der ſich bei der 
großen Franffurter Geldverlooſung 
4 betheiligt, ſowie weitere Haupttreffer von 
Gulden 100,000, 40,000, 25,000, 20,000, 1,000, 
12,000, 10,000, 6.000, 3,000 x. 
Dieſe von der hohen hieſigen Regierung genehmigte und 
der Stadt garantirte 
0 Neueſte große Prämien⸗Verlooſung 
bietet den Theilnehmern in jeder Beziehung die größten 
Vortheile. 
Alle Nummern ohne Ausnahme werden gezogen. 
Das ganze Einlagekapital wird binnen 5 Monaten mittelſt 
Gewinnziehungen zurückbezahlt und müſſen planmäßig bis 
dahin ſämmtliche 12,500 Gewinne, 11 Prämien und 18,400 
Freilboſe von den Intereſſenten erlangt werden. 
Ganze Originalloſe koſten fl. 6. — oder Rthlr. 3. 18. 
Halbe „ „„ . 3. „ 1. 22. 
Viertel „ „ „% 1½ „, „ — 26. 
(Dieſe Originalloſe find mit dem Statdſiegel verſehen). 
Zu den ſchon am 12. und 13. Dezember a. c. 
beginnenden Ziehungen werden Beſtellungen unter Bei⸗ 
fügung des Betrages oder gegen Poſtnachnahme ſofort pünkt⸗ 
lichſt ausgeführt und die erforderlichen Pläne gratis beigefügt. 
Nach ſtattgehabter Ziehung erhält jeder Theilnehmer die 
amtliche Liſte und Gewinne baar überſchickt 
Jegliche Auskunft in Betreff dieſer großen und inter. 
eſſanten Verlooſungen wird gerne ertheilt und eine ſtets 
reelle gute Bedienung zugeſichert. Man beliebe ſich daher 
vertrauensvoll baldigſt direkt zu wenden an 
L. Steindecker-Schlesinger, 
Bank- und Wechſel-Geſchaͤft 
0 in Frankfurt am Main. 
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Zu verfanfen: "2 
:% Gmelin's Handbuch der Chemie (neueſte Auflage). 
Band 1—6 und 8 in Halbfranzband; Band 7 63 —57. 
Lieferung). 
Berzelius Chemie. 5. Band. Neueſte Auflage. Halbkattun. 
Regnault, Chemie, deutſch von Boedeker. 4 Bände. 


D 


0. 


Halbkattun. 
Löwig, organiſche Chemie. 2 Bände. 
Liebig. Chimie organique. 1 Band gr. Quart. Halbfrz. 
Cahors, Lecons de chimie. 4. Bände. Halbkattun. 
Eiſenlohr, Phyſik. 7. Auflage. Halbfranz. 
Dove und Auguſt, Wörterbuch der Phyfir und Chemie. 
3 Bände. Halbfranz. 
Sämmtliche Bücher find ſehr gut erhalten; Gebote auf 
dieſelben werden frankirt unter der Adreſſe: Dr. L. in der 


5 Expedition dieſes Blattes erbeten. 8 


00 


i Dr. Romershausen's Augen-Essenz 
zur Erhaltung, Stärkung und Herftellung 


der Sehkraft. 


Durch Einführung der Poſt⸗Anweiſungen im Preu- & 
ßiſchen Staat iſt von vielen Seiten der Wunſch geäußert, 7 
obige nun ſchon ſeit 3 Decennien 1 bekannte Eſſenz 
durch jene Anweifungen ohne Brief beziehen zu können. — & 
Ich gehe gern hierauf ein, nur bitte unter meiner Adreſſe $ 
die Buchſtaben A. E. bemerken zu wollen. 

Aken a. d. Elbe, Dr. F. G. Geiß, 

1. Novbr. 1866. Apothekenbeſitzer. 
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